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Nicht für die Amtliche Sammlung I

Gesetzt ERG 45, Art XI, XII; LVO § 53 
Rebhtssatz:

1) An der Auffassung, dass die Vorschriften des § 5? 35>yÖ̂  ̂V»ĵ|“SSSsich im Hahmen des Art XI Abs 1 ERG Hr 45 halten.
wird festgehalten,,

2) Bin Erbfall unterliegt auch dann den Vorschriften dt|^V:4g‘ 
Köfeordnung,. wenn zwar vor dem 24* April 1947 de^3|0i|Ä^
drei Jahre lang im unangefochtenen Besitz einer 
son gewesen war, die ihn als Erbe in Besitz gehoitteÄ'ŝ 'y^ 
hatte, am 24. April 1947 aber ein Verfahren vor. den^S| 
Anerbenbehörden oder den ordentlichen Gerichten an-* *« 4 .* * ,, vt *'hängig war, in dem die Erbfolge unmittelbar oder m i f e X Ä

{
telbar streitig war. 

Aktenzeichen: V. BIw 13/50 
Beschluß vom 9. Oktober 1951 OLG Celle
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In der Landwirt sc hafts Sache 
des Br* Wilhelm K f l H H B H H H H B ,  Stadienrats in G^P

' \Antragsgegners, Beschwerdeführers und Rechtsbeschwerde­führers,
vertreten durch die Rechtsanwälte von 

und Br.. t f H P  in Cpp^,

g e g e n

i, Br.

1. .ch Peter K , .Landwirt in Ki

2. Frau Henny L in
Antragsteller, Beschwerdegegner, Rechtsbeschwerdegegner,

undvertreten durchs zu 1) Rechtsanwälte Br.
in H g p f e ,

vertreten durch: zu 2) Rechtsanwälte
in

und Br.

wegen Feststellung des Hof erben nach dem am 12. Januar 1941 
gestorbenen Johann Peter in V f l H l
hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs als Senat für 
Landwirtschaftssaohen in der Sitzung vom 9. Oktober 1951 
unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Prof. Br. Pritsch 
der Bundesrichter Br. Hückinghaus und Br. Oechßler und der 
Obersten Landwirtschaftsrichter Hesemann und Thee 
beschlossen:

Bie Rechtsbeschwerde des Antragsgegners gegen den \ 
Beschluss des 7. Zivilsenats des Oberlandesnericbits 
in Celle vom 20. Bezember 1949 wird auf seine Kosten 
zur ückgewiesen.
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SÜULJLäLa.
I.

Der am 20. November 1874 geborene, am 12. Januar 1941 
gestorbene JfflBfc (im folgenden als "Erb­
lasser” bezeichnet) war Eigentümer der Vollhofstelle Nr* 0  
in öie ®rbhof war und eine Grösse von 99,7129 ha
und einen Einheitswert von 57.500,—  DM hat. Er war seit 
dem 25. November 1903 mit der am 1. Eebruar 1879 geborenen, 
am 14. Juni 1947 gestorbenen A ^ ^  geb.
in kinderloser Ehe*verheiratet. Der Vater des Erblassers*war dreimal verheiratet. 'Aus der zweiten Ehe stammte ausser 
dem Erblasser der Bauer der am

3-876 geboren und am 23. Harz 1943 gestorben ist» 
Er besass ebenfalls einen Hof und hatte acht Söhne. Von 
diesen istider älteste, BfSP, seit der Schlacht bei
Stalingrad vermisst und nach Ergehen des angefochtenen Be- 
Schlusses für tot erklärt worden; der zweite Sohn, 
hat den Hof seines Vaters übernommen; der dritte Sohn, Kin- 
rich ist der Antragsteller zu l)*.

Aus der dritten Ehe des Vaters des Erblassers stammen 
zwei Schwestern: ‘

verheiratete geboren am
1881,.

und d H )  verheiratete K d H H f c ’ geboren am 
1884, gestorben am 26. Juni 1940, 

und zwei Brüder:
J ^ H ^  d H H d ’ Studienrat, geboren am
1887, gestorben am 12. Oktober 1939, 
und Dr. « d B d  Studienrat, geboren am
1887, der Antragsgegner.
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Die verstorbene Schwester hinterliess zwei
Söhne und zwei Töchter« Per verstorbene Bruder 
hat einen Sohn und zwei Töchter; die Hutter
dieser Kinder hat ebenfalls einen Hof. Per Antragsgegner 
hat einen Sohn

Per Erblasser hatte am 25. Oktober 1903 mit seiner 
späteren Ehefrau einen Ehe-, Erb- und Altenteils vor trag ge 
schlossen«. Dieser Vertrag besagt in seinem § 3 Abs 1:

"Die Brautleute haben unter sich die sogenannte 
Rechtsregel "Längs Leib, längs Gut" festgesetzt, 
wenn keine Kinder da sind, so dass der zuletzt 
Lebende Erbe des zuerst verstorbenen sein soll •

Rach dein Tod des Erblassers erteilte das Amtsgericht 
Zeven am 15« November 1943 einen gemeinschaftlichen Erb­
schein, in dem der Antragsgegner als Anerbe.des Hofes ge­
mäss § 20 REG in Verbindung mit § 8 EHRV bezeichnet wurde. 
Auf Grund dieses Erbscheines wurde der Antragsgegner am 
22. Februar 1944 als Eigentümer des Hofes ins Grundbuch 
eingetragen.

Am 25. März 1944 stellte die Kreisbauernschaft 
bei dem Anerbengericht Zeven den Antrag, gemäss § 18 

REG die Bauernfähigkeit des Antragsgegners zu überprüfen.
Per Vorsitzende des Anerbengerichts erwiderte darauf mit 
Schreiben vom 29. März 1944, die Frage der Bauernfähig­
keit sei im Erbscheinverfahren geprüft worden und das Rach­
lassgericht habe gegen die Bauernf,Hhigkeit keine Bedenken.
Hit einem am 31. März 1944 eingekommenen Schreiben*’beantragte
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die Kfeisbauernschaft, ihren Antrag bis zur Durchführung 
eines Verfahrens gemäss § 54 EHRV ruhen zu lassen*

ihn 14. Juni 1944 wurde durch Beschluss den Anerben«« 
gerichts Zeven der Witwe <*ie lebens­
längliche bäuerliche Verwaltung und Nutzniessung an dem 
Hof übertragen*

Ara 24. August 1944 richtete der Lsndesbauernführer 
über ^en Reichsbauernführer und den Reichst­

er nähr ungsrainist er an den Eeici^justizminieter den Antrag, 
geraäss § 54 EhRV die gesetzliche Anerbehfolge dahin zu än­
dern, dass der Neffe des Erblassers, der damals vermisste 
J ^ m i  zum Anerben bestimmt werde. Falls
dieser gefallen sei, werde er einen anderen anerbenbe­
rechtigten Bewerber in Vorschlag bringen. Dieser Antrag 
ging am 9» September 1944 beim Heichsiustizministeriunuein 
und wurde von diesem am 18. Januar 1945 auf Gr Und der .
2. Kriegsvereinfachungsverordnung für das Erbhofrecht vom 
27* September 1944 (RGBl X, 238) an den Oberlandesge­
richtspräsidenten in Celle abgegeben. Dieser stellte die ' 
Bearbeitung der Sache bis zum Ende des Krieges zurück.
Auf Grund des § 56 Abs 6 LVO wurde das Verfahren mit Wir­
kung vom 1. Januar 1948 für erledigt erklärt. *

Am 14. Juni 1947 starb die Witwe des Erblassers. In 
ihrem am 19. Härz 1947 erriqhteten, am 10. Juli 1947 er­
öffne ten Testament hatte sie den Neffen des Erblassers, 
J t f H M P J S P  als Erben und dessen Bruder

den Antragsteller zu 1), als Ersatzerben

- 5 -



i

- 5

. r

eingesetzt» Der Frau geb. der
Antrags teller in zu 2), die 1920 auf den Kof gekommen mar, 
mären Vermächtnisse ausgesetzt, insbesondere mar bestimmt, 
dass, falls der Erbhof ihres Mannes dem Erben zufiele, die­
ser verpflichtet sein sollte, der Frau 50 Morgen
Land, geeignet zu einer Siedlerstelle, zu überlassen«

Am 8» Juli 1947 beantragte der Antragsteller zu 1) die 
Einziehung des Erbscheins vom 15. November 1943# Des Amts- 
gericht Zeven berichtigte darauf den »Erbschein durch De- • * P
Schluss vom 29. Juli 1947 hinsichtlich der Angabe der Erbteile 
der gesetzlichen Erben, erhielt ihn aber im übrigen, insbe­
sondere hinsichtlich der Erbfolge in den Erbhof, aufrecht«

Auf sofortige Beschwerde hob der Zivilsenat des Ober­
landesgerichts Celle durch Beschluss vom 20.' Mai 1948 den 
Beschluss des Amtsgerichts Zeven vom 29. Juli 1947 auf; das 
Amtsgericht wurde angewiesen, die Erbscheine vom 15. Novem­
ber 1943 und 29. Juli 1947 einzuziehen.

1
Durch Beschluss vom 1. September 1948 stellte das Amts­

gericht Zeven einen neuen Erbschein aus, wonach alleinige 
Erbin des Erblassers seine Witwe ge­
worden ist. Den Antrag des Antragsgegners auf Einziehung 
dieses neuen Erbscheins wies das Amtsgericht Zeven durch 
Beschluss vom 18.Februar*:1949 zurück. Der Antragsgegner 
erhob dagegen sofortige Beschwerde. Das Oberlandesgerioht * 
Celle legte darauf den Parteien nahe, einen Antrag auf Fest­
stellung nach § 37 Abs 1 Buchst f liVO zu stellen, um eine 
endgültige Entscheidung über die»Erbfolge herbeizüführen.
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Am 25. April 1949 bat der Antragsteller zu 1) für 
sich persönlich und als Pfleger des vermissten JdMHl

bei dem Amtsgericht Zeven den Antrag 
gestellt, festzustellen, dass die Y/itwe A ( H

geb. ^ 0 H [ ^ n a c h  dem Ableben ihres Ehe- 
mannes Erbin des Hofes geworden ist. Die Antrags teller in 
zu 2) hat sich diesem Antrag angeschlossen„

Der Antragsgegner hat beantragt, den Feststellungs­
antrag des abzuweisen und fest­
zustellen, dass der Studienrat Dr. W 
Anerbe des streitigen Hofes geworden ist<

Durch Beschluss vom 29. September 1949 hat das Amts­
gericht Zeven unter Abweisung des Antrags des Antrags­
gegners festgestellt, dass die Y/itwe o B M H H f c  KJ 

nach dem Ableben des Erblassers Erbin des Hofes 
geworden ist.

Die sofortige Beschwerde des Antragsgegners hat der 
7. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Celle durch Beschluss 
vom 20. Dezember 1949 zurückgewiesen. Das Beschwerdege­
richt führt aus, der Nachlass sei am 24. April 1947, dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Köfeordnung, nioht ge­
regelt gewesen. Auf die Erbfolge finde daher rückwirkend 
die Köfeordnung Anwendung. Der angefochtene Beschluss 
habe also mit Recht festgestellt, dass die Witwe

Hoferbin geworden sei.



Gegen den Beschluss des Oberlandesgerichts Celle hat 
der Antragsgegner Rechtsbeschwerde erhoben«

Der Antragsteller zu 1) bittet um Zurückweisung der 
Beschwerde«

III«
Die Rechtsbeschwerde wendet sieb gegen die Annahme des 

Beschwerdegerichts, dass es sich um einen nicht geregelten 
Hachlass im Sinne des § 58 LVO handle und deshalb der Erb­
fall den Bestimmungen der Höfeordnung unterliege. Sie hält 
die Anwendung des Erbhof rechts für geboten, daÄ die Voraus­
setzungen der Art XII Abs 2 Satz 2 des Kontrollratsge- 
setzes (KRG) ITr 45 gegeben seien. Sie behauptet, die Be­
teiligten hätten ein Verhalten an den Tag gelegt, das da­
rauf schlieseen lasse, dass sie mit der Rechtsnachfolge, 
wie sie durch Erteilung des Erbscheins und Eintragung im 
Grundbuch herbeigeführt worden sei, einverstanden seien 
und sich damit abfinden wollten, ja dass sie sich .sogar 
ausdrücklich geeinigt hätten, und geht dabei davon aus, dass; 
nur die Witwe des Erblassers und der Antragsgegner als Be­
teiligte in Betracht kämen. Es kann dahingestellt bleiben, 
ob' diese Behauptungen richtig sind, denn selbst wenn eine 
Einigung der Beteiligten Vorgelegen hat, ist bei der Be­
urteilung der Erbfolge das frühere Recht nicht anzuwenden, 
wenn aus anderen Gründen, etwa infolge des Eingreifens 
öffentlich-rechtlicher Stellen, die gesetzlichen Voraus-4 K
Setzungen für die Anwendung des Höferechts gegeben sind.*

Die Rechtsbeschwerde will die Anwendung des Brbhof- 
rechts auf den vorliegenden Erbfall auch auf Art XII Abs 2 
Satz 3 KRG Nr 45 stützen. Barnach gilt ein Nachlass als ge-

3 >
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regelt, wenn gegen eine Person, die das Grundstück als 
Erbe in Besitz genommen hat, kein die Erbfolge in Präge 
stellender Anspruch im Klageweg innerhalb dreier Jahre, 
vom rfode des Eigentümers an gerechnet, geltend gemacht 
wird. Bas Beschwerdegericht führt dazu aus, dass diese 
Bestimmung zwar durch § 58 BVO nicht aufgehoben, aber in 
dem Absatz 1 des § 58 auf ergangen sei. Danach komme cs 
darauf an, ob die Erbfolge am 24. April 1947 bei Inkraft­
treten der Höfeordnung geregelt g e w e * o e i  odef nicht, 
und zwar mlks.c uie unangefochtene Regelung bis zu diesem 
Zeitpunkt bestanden haben. Bas sei nicht anzunehmen, wenn 
dio Fälle des § 58 Abs 2 IVO vor lägen. Es genüge im Falle 
des Art 331 Abs 2 Satz 3 KRG Er 45 nicht, dass der ver­
meintliche Anerbe zu irgendeiner Zeit nach dem fode des 
Erblassers den Hof einmal drei Jahre lang in‘Besitz ge­
habt habe. Dieser unangefochtene Besitz müsse vielmehr 
am 24. April 1947 noch fortbestanden haben. Es bestehe 
die Köglichkeit^ den Besitz, der drei Jahre lang bestanden 
habe, noch streitig zu machen, und wenn dies unter den ' 
Voraussetzungen des § 58 Abs 2 geschehen sei, sei der Nech^ 
lass nioht als geregelt anzusehen. Im vorliegenden Fälle 
lägen .nun die Voraussetzungen des § 58 Abs 2 vor, da am 
24. April 1947
a) ein Verfahren auf Zulassung einer Abweichung von der 

Anerbenfolge gemäss § 54 EH£V bei den d afür zuständi- * 
gen Stellen,

b) ein Verfahren wegen der Bauernfähigkeit des Antrags- 
gegners bei dem Anerbengericht Zeven

anhängig gewesen sei. *_• C| «*



Die Rechtsbesch'.?erde tritt dieser Auffassung unter 
Hinweis auf die Ausführungen von Bötelmann in O B  
1951, 326 ff entgegen« Sie vertritt'^die Auffassung, 
dass Art 211 4bs 2 Sat2 3 ERG Hr 45 - die Rechtsbe- 
söhwerde spricht zwar von Satz 2, meint taber offen­
sichtlich Satz 3 - gegenüber § 58 IVO die stärkere 
Vorschrift sei, und dass, wenn seine Voraussetzungen 
erfüllt seien, ein Erbfall als geregelt angesehen 
werden müsse, auch wenn die Voraussetzungen des § 58 
Abs 2 LVO gegeben seien« Es sei mindestens eine Ab­
änderung des Art XII, die das Oberlandesgericht in 
die Vorschrift des Kontrollratsgesetzes hineinbringen 
wolle« Während das Kontrollratsgesetz eindeutig davon 
spreche, dass nach dem Tode des Erblassers der ver­
meintliche Anerbe drei Jahre lang den Hof in Besitz 
gehabt haben müsse, bringe das Oberlandesgerioht in 
das Gesetz die ganz neue Vorschrift hinein, ohne 
Rücksicht auf seine Dauer müsse dieser Besitz bei 
Inkrafttreten des Kontrollratsgesetzes noch bestanden 
haben. Die Rec^tsbeschwerde bittet ferner, zu prüfen 
ob ganz aussichtslose Anträge von Behörden (wie hier, 
vom Landesbauernführer) als "adversed claims11 ange­
sehen werden könnten, zumal in ihnen keine Ansprüche 
Privater, die man allein unter "cSSims” verstehe, 
geltend gemacht würden«

BTit dieser Rüge kann die Rechtsbeschwerde keinen 
Erfolg haben.

Es handelt sich zunächst um die Frage des Ver- •
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hältnisses zwischen Art XII ERG Hr 45 und § 58 BVO.
Der Oberste Gerichtshof für die Britische Zone hat 
in Anlehnung an die amtliche Begründung zur Verfah­
rensordnung für Bandwirtschaftssachen (ZentrJBl 1948, 
39) sich auf den Standpunkt gestellt, die Zweifel­
haftigkeit der Bedeutung des Art XII habe eine Klar- 
Stellung und* Ergänzung durch den Gesetzgeber zweck- 
massig erscheinen lassen. Die Verfahrensordnung, die 
in dem einleitenden Satz ausdrücklich die erteilte 
Zustimmung der Militärregierung hervorhebe, habe 
im § 58 die vorgesehene nähere Regelung über uner­
ledigte Erbfälle und die Frage der Rückwirkung des 
neuen HÖferechts gebracht. Praktisch sei damit die 
Vorschrift des Art XII Abs 2 S$4z' 3* ERG Nr 45 für 
die britische Zone ausgeschaltet worden. Damit ist. 
gesagt, daß die Bestimmungen des § 58 eine Neurege- 
lung der stellen, die auch Ergänzungen der lücken­
haften Regelung im Kontrollratsgesetz enthalten 
kann. Der Oberste Gerichtshof führt weiter aus:
Daß die Vorschriften des § 58 BVO sich im Rahmen 
der in Art XI Abs 1 ERG Nr 45 gegebenen Brmächti- 
gung hielten, sei durch die Zustimmung der Mili­
tärregierung zur Bandwirtschaft&verfahrensordnung 
autoritativ festgestellt? diese Präge unterliege 
daher nicht der Prüfung durch die deutschen Ge­
richte (vgl OGH vom 1.3.1950 - II BBw 18/49 - 
OGHZ 4, :i29 /I337 * NJW 1950, 748 und vom 1.3.1950 

II BBw 27/49 - RdB 1950, 277) • Der erkennende
- 11 -



Senat, der stets von der Gültigkeit des § 58 EVO 
ausgegan^en ist (BGHZ 1, 116, 188, 200), hat die­
selbe Auffassung bereits in früheren Entscheidungen 
(V BLw 14/50 vom 24.4.1951 und-V tim 122/49 vom : 
22.5.1951) vertreten und sieht keinen Anlass, von 
ihr ab2ugehen. Im übrigen sind die beiden Verfahren 
aus denen das Beschwerdegericht die Anwendung der 
Höfeordnung a^leitet, zu unterscheiden:
a) Soweit § 58 Abs 2a EVO die Anwendung der HÖfe- 

ordnung vorschreibt, wenn bei deren Inkrafttre­
ten noch ein Verfahren nach § 54 EHBV anhängig 
war, ist dies eine Ergänzung, keine'Änderung 
•des Art XII Abs.2 XBG 45. Ein solches Verfahren 
konnte unabhängig davon anhängig sein, ob die: «
Erbfolge im Sinne der grundsätzlichen Regelung 
des Erbhofrechts geklärt war und ob ein Betei­
ligter die Erbfolge im Klageweg, also auf Grund 
eines rechtlichen Anspruchs, in :?rö|fe stellte 
oder stellen konnte. Denn § 54 BHRVtrat gerade 
dann in \7irksamkeit, wenn die kraft Gesetzes ' 
eingetretene Erbfolge, die nicht mit Rechtsbe­
helfen angefochten werden konnte, sich als unge­
recht und unbillig erwies. 3enn also ein solches 
Verfahren noch anhängig war, so ist nach § 58 
Abs 2 Buchst.a BVO der Nachlass als ungeregelt 
anzusehen und die Höfeordnung anzuwenden. Bas 
Verfahren nach § 54 EHRV musste allerdings wi^k-
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sam, insbesondere rechtzeitig eingeleitet worden 
sein. Diese Voraussetzungen sind vom Besohwerde- 
gericht hier mit Hecht als gegeben angesehen 
worden. Der Antrag musste nach § 54 Abs 3 EHRV 
vom Heichsbauernführer gestellt sein« Das ist 
geschehen. An sich war die in der Drbhofrechts- 
verordnung vorgesehene Prist (§ 54 Abs 1 2HRV 
i.d.P. des § 41 EHFV) nicht eingehalten worden. 
Bin später gestellter Antrag konnte aber nach 
der Gemeinschaftlichen Anordnung des Reichsmini­
sters der Justiz und des R|ichsministers für Er­
nährung und Landwirtschaft Vom 12. Mai 1944» i
(Deutsche Justiz 186) zugelassen werden. Ob die­
se Zulassung ausgesprochen werden soll, war in 
dem Verwaltungsverfahren zu prüfen und zu/ent­
scheiden. Solrnge aber das Verfahren noch anl&n- 
gig war, war jedenfalls der Anerbe noch nicht 
endgültig bestimmt. Das Beschwerdegericht hat 
also mit Hecht das Vorliegen des § 58 Abs. 2a LVO 
bejaht. .

b) Dem Beschwerdegericht ist auch dahin beizustimmen, 
daß nach § 58 Abs 2b LVO d|E^unangefochtene Be­
sitz zu dem maßgeblichen Zeitpunkt des Inkraft­
tretens der Eöfeordnung noch bestanden haben muß 
und es nicht gefügt, dass in den ersten drei Jah­
ren nach dem fod des Erblassers die Erbfolge 
nicht angefochten wurde. Dies entspricht der

- 13 -



Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs (vergl 
Recht der Landwirtschaft 1950, 277), an der fest- 
gehalten wird. Es bestehen auch keine Bedenken 
gegen die Feststellung, dass zur maßgebenden Zeit 
ein Verfahren vor den Anerbenbehürde» anhängig 
war, in dem die Erbfolge streitig war, insbeson­
dere das Verfahren auf Prüfung der Bauernfähig­
keit des Antragsgegners ein solches Verfahren war. 
Bas Vorliegen der Voraussetzungen des § 58 Abs 2b 
wurde somit ebenfalls ohne Rechtsirrtum angenom­
men.
Kit Recht hat daher das Be schwer deger *4 cht rück­

wirkend die Höfeordnung zur Anwendung gebracht und 
festgestellt, daß die Witwe A^J| CflHHHl)
Erbin des Hofs ihres verstorbenen Ehemannes geworden* 
ist. Bie Rechtsbeschwerde war deshalb als unbegründet 
zurückzuweisen^y* fjp*

Bie Entscheidung über die Kosten beruht auf 
§ 10 LVR in Verbindung mit §§ 43 i: 50, 51 LVO. Zur An-
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Ordnung der Erstattung der ausserhalb des Verfahrens 
entstandenen Kosten bestand kein Anlass»

Dr. Pritsch Dr. Hückinghaus Dr. Oechßler

*►
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